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Mario Costacurta

gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Rechtssache 31/75

Leitsätze

1. Beamte — Einstellung — Prüfung der Bewerbungen — Prüfungsausschuß — Ver­
pflichtungen

(Statut der Beamten der EG, Anhang III, Artikel 5)

2. Beamte — Einstellung — Prüfung der Bewerbungen — Berufserfahrung —
Gleichwertigkeit mit einem Diplom — Vergleich — Methode
(Statut der Beamten der EG, Artikel 5; Anhang III, Artikel 5)

1. Der Prüfungsausschuß hat die Ergeb­
nisse der Gegenüberstellung der von
den Bewerbern vorgelegten Befähi­
gungsnachweise und der in der Stellen­
ausschreibung gestellten Anforderun­
gen ausreichend zu begründen.

2. Die Schwierigkeiten eines Vergleichs
zwischen der Berufserfahrung eines

Bewerbers und dem einem abgeschlos­
senen Studium entsprechenden Ausbil­
dungsniveau rechtfertigen es weder,
daß jeder Versuch einer genaueren
Analyse unterbleibt, noch, daß keine
ergänzenden Auswahlkriterien aufge­
stellt werden.

In der Rechtssache 31/75

Mario Costacurta, Beamter der Europäischen Gemeinschaften, 24, avenue de
l'Arsenal, Luxemburg, Prozeß- und Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsan­
walt Ernest Arendt, 34 B/IV, rue Philippe II, Luxemburg,

Kläger,

gegen

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechts­
berater Thomas F. Cusack als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter:
Mario Cervino, Rechtsberater der Kommission, CFL-Gebäude, place de la
Gare, Luxemburg,

Beklagte,

1 — Verfahrenssprache: Französisch.
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wegen Aufhebung der Entscheidung der Beklagten vom 27. Juni 1974, mit
der die Zulassung des Klägers zum internen Auswahlverfahren KOM/А/­
15/73 zur Bildung einer Einstellungsreserve abgelehnt wurde, sowie Aufhe­
bung der sich aus dem Schreiben der Beklagten vom 13. Januar 1975 ergeben­
den Ablehnung der Verwaltungsbeschwerde des Klägers vom 22. August 1974

erläßt

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer)

unter Mitwirkung des Richters A.M. Donner als Vertreter des Kammerpräsi­
denten, der Richter J. Mertens de Wilmars und A. O'Keeffe,

Generalanwalt: J.-P. Warner
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt und die Ausführungen
der Parteien im schriftlichen Verfahren

lassen sich wie folgt zusammenfassen:

I — Sachverhalt und Verfahren

Der Kläger hat eine abgeschlossene italie­
nische Gymnasialausbildung (altsprachli­
cher Zweig) und studierte zwei Jahre am
französischen Conservatoire des Arts et

Métiers. Am 1. August 1966 trat er als
Hilfskraft beim Amt für Veröffentlichun­

gen in den Dienst der Hohen Behörde
der EGKS. Am 1. Oktober 1968 wurde er

in der Besoldungsgruppe C 3 zum Beam­
ten auf Lebenszeit ernannt.

Nachdem die Generaldirektion Personal

ihn zunächst im Juli 1971 auf seinen

Antrag in ihren Dienst übernommen
hatte, wurde er mit Wirkung vom 1. Juni
1972 wieder beim Amt für Veröffent­

lichungen eingestellt, und zwar als In­
spektor in der Besoldungsgruppe B 3.

Auf seine Bewerbung im internen Aus­
wahlverfahren КОМ/А/15/73, das zur Bil­
dung einer Einstellungsreserve für Verwal­
tungsräte der Laufbahn A 7/A 6 veranstal­
tet wurde, erhielt er mit Schreiben vom
27. Juni 1974 den Bescheid, daß ihn der
Prüfungsausschuß nicht in das Verzeich­
nis der geeigneten Bewerber aufgenom­
men habe. Da der Kläger um nähere Aus­
kunft nachsuchte, teilte ihm die Kommis­
sion am 5. August 1974 mit, der Grund
der Ablehnung sei das „Fehlen eines
Hochschulabschlusses und gleichwertiger
Berufserfahrung". Sie fügte noch hinzu:
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„Zur Beurteilung Ihrer Berufserfahrung
wurde ein Vergleich mit dem Tätigkeits­
bereich eines Beamten vorgenommen,
der einen Hochschulabschluß hat und

Aufgaben der Laufbahngruppe A im
Sinne von Artikel 5 des Statuts wahr­
nimmt."

Am 22. August 1974 erhob der Kläger
eine Beschwerde nach Artikel 90 des Sta­

tuts. Er wurde dann am 15. Januar 1975
dahin beschieden, daß die Kommission
nicht beabsichtige, die Begründung des
Prüfungsausschusses einem Werturteil zu
unterziehen.

Daraufhin hat der Kläger die vorliegende
Klage eingereicht, die am 18. März 1975
in das Register des Gerichtshofes einge­
tragen worden ist.

Das schriftliche Verfahren ist ordnungsge­
mäß verlaufen. Der Gerichtshof (Erste
Kammer) hat auf Bericht des Berichter­
statters nach Anhörung des Generalan­
walts beschlossen, ohne vorherige Beweis­
aufnahme in die mündliche Verhandlung
einzutreten.

II — Anträge der Parteien

Der Kläger beantragt,
1. die Klage für zulässig zu erklären;
2. sie in der bache tur begründet zu erkla­

ren;

a) in erster Linie
— zu erkennen, daß der Prüfungs­

ausschuß bzw. die Kommission
Artikel 25 des Statuts und Arti­

kel 5 des Anhangs III zum Sta­
tut verletzt haben;

— zu erkennen, daß die Kommis­
sion einen Ermessensmiß­

brauch begangen hat, indem sie
dem Kläger die einem Hoch­
schulabschluß gleichwertige
Berufserfahrung absprach;

demgemali
— die getrottene Entscheidung auf­

zuheben und die Sache zu er­

neuter Behandlung an die Kom­
mission zurückzuverweisen;

b) hilfsweise
— dem Kläger zum Beweis mit al­

len rechtlichen Mitteln, nament­
lich durch Sachverständigen­
gutachten, darüber zuzulassen,
daß er über eine Berufserfah­

rung verfügt, die einem Hoch­
schulabschluß gleichwertig ist;

3. die Beklagte zur Tragung der Verfah­
renskosten zu verurteilen.

Die Beklagte stellt
1. die Entscheidung über die Zulässig­

keit der Klage in das Ermessen des
Gerichtshofes;

sie beantragt,
2. sämtliche Angriffsmittel des Klägers

für unbegründet zu erklären und dem­
gemäß die Klage abzuweisen;

3. die Kosten des Verfahrens dem Kläger
aufzuerlegen.

III — Angriffs- und Verteidi­
gungsmittel der Parteien

a) Zur Zulässigkeit

In ihrer Klagebeantwortung führt die
Kommission aus, die Klage sei möglicher­
weise wegen Fristversäumnis unzulässig:
Der Gerichtshof habe mit Urteil vom 14.

Juni 1972 (Marcato/Kommission, 44/71
— Slg. 1972, 427) entschieden, daß der
einzige Rechtsbehelf, über den die Betrof­
fenen bei derartigen Entscheidungen von
Prüfungsausschüssen verfügten, in der
Anrufung des Gerichtshofes bestehe,
ohne daß eine vorherige Verwaltungsbe­
schwerde bei der Kommission erforder­

lich sei. Die Statutsänderung von 1972,
wonach der Gerichtshof nur nach Einhal­

tung des Vorverfahrens angerufen werden
könne, habe diesen Rechtsprechungs­
grundsatz nicht aufgehoben; denn die
Kommission sei nicht befugt, Entschei­
dungen des Prüfungsausschusses aufzuhe­
ben oder abzuändern, dessen Unabhän­

gigkeit und Selbständigkeit im Statut
selbst verankert seien.

Der Gerichtshof müsse aber nach Artikel
91 innerhalb einer Dreimonatsfrist an-
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ferufen werden. Vorliegend sei diese
rist nicht gewahrt worden.

Der Kläger erwidert, mit seiner Verwal­
tungsbeschwerde bei der Kommission
habe er die Rechtsprechung des Gerichts­
hofes beachtet, die eine Gepflogenheit
der Beamten anerkannt habe, welche
durch die Neufassung von Artikel 91 des
Statuts in den Rang einer Rechtsnorm
erhoben worden sei; danach gelte folgen­
des: „Eine Klage beim Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften ist nur
unter folgenden Voraussetzungen zuläs­
sig: — Bei der Anstellungsbehörde muß
zuvor eine Beschwerde im Sinne von Arti­

kel 90 Absatz 2 innerhalb der dort vorge­
sehenen Frist eingereicht und — diese
Beschwerde muß ausdrücklich oder still­

schweigend abgelehnt worden sein."

Die Beklagte entgegnet, wenn der Ge­
richtshof mit Urteil vom 15. März 1973

(Marcato/Kommission, 37/72 — Slg.
1973, 361) ausnahmsweise die Zulässig­
keit der Klage bejaht habe, so sei dies aus
Billigkeitserwägungen geschehen, die vor­
liegend nicht unbedingt Platz greifen
müßten, da die Klage zwei Jahre nach
der Verkündung des erwähnten Urteils
erhoben worden sei, als also der mit die­
ser Entscheidung aufgestellte Rechtspre­
chungsgrundsatz allgemein bekannt gewe­
sen sei.

b) Zur Begründetheit

1. Zur ersten Rüge: Verletzung von Arti­
kel 25 des Statuts und von Artikel 5

des Anhangs III zum Statut

Der Kläger macht geltend, er sei im er­
sten Abschnitt des Auswahlverfahrens,
dem der Prüfung der Bewerbungen, aus­
geschlossen worden; dies stehe im Wider­
spruch zu den vom Gerichtshof in der
erwähnten Rechtssache 44/71 gestellten
Anforderungen. Der Gerichtshof habe in
seinem Urteil ausgeführt: „Da diese Ge­
genüberstellung [der Bewerbungen] auf
Grund objektiver Daten erfolgt, die im
übrigen jedem Bewerber bekannt sind,
soweit es um seinen Fall geht, müssen

ihre Ergebnisse ausreichend begründet
werden"; die Kommission könne sich
nicht darauf beschränken anzugeben,
„welche Qualifikation der Kläger nach
Auffassung des Prüfungsausschusses
nicht besitzt".

Somit seien Artikel 25 des Statuts und

Artikel 5 des Anhangs III zum Statut ver­
letzt, denn die Berufserfahrung des Klä­
gers sei der der anderen zugelassenen
Bewerber vergleichbar gewesen.

Die Kommission entgegnet, der Kläger
rüge ausschließlich den ersten und ver­
nachlässige Tragweite und Sinn des zwei­
ten Absatzes der umstrittenen Begrün­
dung. Das in Frage stehende Auswahlver­
fahren sei zur Bildung einer Einstellungs­
reserve für Verwaltungsräte veranstaltet
worden, um die Stellen der Laufbahn
A7/A6 im Fachbereich „Druck- und
Verlagswesen" zu besetzen. Ein Bewerber
mit abgeschlossenem Hochschulstudium
oder gleichwertiger Berufserfahrung habe
zusätzlich eine gewisse einschlägige Er­
fahrung besitzen müssen. Um das Niveau
der Berufserfahrung mit dem Bildungs­
stand einer Person mit Hochschulab­

schluß vergleichen zu können, habe der
Prüfungsausschuß abstrakt das Erfah­
rungsniveau der Bewerber ohne Hoch­
schulausbildung mit den Aufgaben eines
Beamten verglichen, der ein Hochschul­
abschlußzeugnis besitzt und über be­
stimmte Weisungsbefugnisse verfügt oder
Referententätigkeiten wahrnimmt. In sei­
ner Begründung habe der Prüfungsaus­
schuß angegeben, weshalb der Kläger
nicht die Bedingungen für die Zulassung
zu den Prüfungen erfülle. Nach ständiger
Rechtsprechung des Gerichtshofes sei es
nicht notwendig, die „Motive für die Be­
gründung" darzulegen; auch eine ge­
drängte Begründung genüge den Anforde­
rungen von Artikel 25 des Statuts, voraus­
gesetzt, daß sie verständlich sei.

Selbst ein Beamter mit „Referententätig­
keit", der nur zwei Jahre lang Aufgaben

: der Art wahrgenommen habe, wie sie in
der dienstlichen Beurteilung des Klägers
beschrieben seien, könne nicht behaup-
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ten, eine einem Hochschulabschluß
gleichwertige Berufserfahrung zu besit­
zen. Bevor der Kläger — im Juni 1972
— in die Laufbahngruppe В ernannt wor­
den sei, habe er die Aufgaben eines Set­
zers erledigt. Während seiner Tätigkeit
bei der Personaldirektion habe er weiter

die besondere Pauschalzulage erhalten,
woraus geschlossen werden könne, daß
seine Arbeit mindestens zu 50 % schreib­

technischer Natur gewesen sei. Der Prü­
fungsausschuß habe also die Dauer seiner
Tätigkeit in der Laufbahngruppe B, die
offensichtlich nicht ausgereicht habe, um
das Fehlen eines abgeschlossenen Hoch­
schulstudiums auszugleichen, nicht be­
rücksichtigen können.

Der Kläger erwidert, ebenso wie der er­
ste sei auch der zweite Absatz der Ent­

scheidung des Prüfungsausschusses ange­
sichts der ständigen Rechtsprechung des
Gerichtshofes weder tatsächlich noch

rechtlich als eine ausreichende Begrün­
dung anzusehen. Die Beklagte habe ledig­
lich auf Artikel 5 des Statuts verwiesen,
ohne die Kriterien zu erwähnen, von de­
nen sie sich möglicherweise habe leiten
lassen.

Nach Auffassung der Kommission
kommt den vom Kläger gewünschten
„genauen Kriterien" hier keine beson­
dere Bedeutung zu. Es habe sich nämlich
um ein internes Auswahlverfahren für

ein recht eng begrenztes Tätigkeitsgebiet
gehandelt, das grundsätzlich den Beam­
ten der Laufbahngruppe В offengestan­
den habe, deren Berufserfahrung nur
schwer einem Hochschulabschluß gleich­
gestellt werden könne. Der Prüfungsaus­
schuß habe davon abgesehen, im voraus
für die Bewertung der Berufserfahrung
der Bewerber Kriterien aufzustellen, die
nur die Dauer dieser Erfahrung berück­
sichtigt hätten. Ebensowenig habe er sich
im voraus auf andere Bewertungskriterien
festgelegt, wie etwa die Qualität der Be­
rufserfahrung oder aber den Grad der Ent­
sprechung im Vergleich zu den Aufga­
ben eines Beamten mit Hochschulab­

schluß; diese Kriterien beruhten eben­
falls ausschließlich auf Werturteilen, die

das schwierige Problem nicht lösen könn­
ten, den Wert einer Berufserfahrung mit
dem Bildungsstand einer Person zu ver-
gleichen, die einen Hochschulabschluß
abe.

2. Zur zweiten Rüge: Ermessensmiß­
brauch

Der Kläger behauptet, die Mehrzahl der
an dem umstrittenen Auswahlverfahren
teilnehmenden Bewerber habe keinen
Hochschulabschluß besessen.

Der Kläger habe sich an den internen
Auswahlverfahren 152/70 und В 76 zur

Einstellung von Verwaltungshauptinspek­
toren (Korrektoren) der Laufbahn
В 3/B 2 beteiligt, bei denen die Herren
Mendosa und Sergio, die ebenfalls Be­
amte des Amtes für Veröffentlichungen
seien und keinen Hochschulabschluß hät­

ten, nicht so gut abgeschnitten hätten
wie er. Sie seien jedoch zu dem umstritte­
nen Auswahlverfahren zugelassen wor­
den, womit die Verwaltung anerkannt
habe, daß der Kläger eine ausreichende
Berufserfahrung besitze.

Die Beklagte trägt hierzu vor, Herr Men­
dosa gehöre tatsächlich seit 1970 der
Laufbahngruppe В an, nachdem er zu­
nächst von 1967 bis 1970 freiberuflich

als Korrektor gearbeitet habe. Seine
dienstliche Beurteilung lasse erkennen,
daß er seit Sommer 1972 bei der Vor­

bereitung der Texte mitgewirkt habe, die
im Rahmen der Agrarmarktregelungen
veröffentlicht worden seien; dieser Um­
stand habe die Meinungsbildung des Prü­
fungsausschusses sicherlich beeinflußt.

Herr Sergio sei am 9. Oktober 1967 als
örtlicher Bediensteter in den Dienst der

Kommission getreten; er habe im Augen­
blick seiner Bewerbung für das umstrit­
tene Auswahlverfahren bereits drei Jahre
als Bote in einer italienischen Kommu­

nalverwaltung, vier Jahre als Setzer, drei
Jahre in verschiedenen Verwaltungsberei­
chen, die aber einen Bezug zum Druck-
und Verlagswesen gehabt hätten, und
sechs Monate als Korrektor gearbeitet
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gehabt. Er verfüge also über eine größere
Berufserfahrung als der Kläger. Sein be­
ruflicher Bildungsstand sei sicherlich nur
schwer mit dem eines Hochschulabsol­

venten vergleichbar, doch sei die Be­
klagte nicht befugt, anstelle des Prüfungs­
ausschusses zu antworten, der „begünsti­
gende" Entscheidungen nicht zu begrün­
den brauche. Sollte der Gerichtshof die

Zulassung von Herrn Sergio zum Aus­
wahlverfahren für fehlerhaft erachten, so
bewirke dies weder die Ungültigkeit des
gesamten Auswahlverfahrens, noch be­
schwere es den Kläger, für den objektiv
keine Möglichkeit bestanden habe, zum
Auswahlverfahren zugelassen zu werden.

Der Kläger erwidert, er genüge den von
der Kommission erwähnten Kriterien;
im einzelnen führt er aus:

a) Zum Kriterium der allgemeinen Eig­
nungsvoraussetzungen eines Beamten
der Laufbahngruppe A

Der dienstlichen Beurteilung des Klägers
lasse sich entnehmen, daß er ebenso wie
Herr Mendosa — wie es die Stellenaus­

schreibung verlange — „Beamter mit
Sachbearbeitertätigkeit, im Rahmen allge­
meiner Weisungen betraut mit der Erledi­
gung schwieriger und vielfältiger Arbei­
ten auf dem Gebiet der Drucklegung"
gewesen sei. Die Dauer der Berufserfah­
rung, die einem abgeschlossenen Hoch­
schulstudium gleichzusetzen sei, habe
der Prüfungsausschuß nicht festgelegt.
Im übrigen habe der Gerichtshof mit Ur­
teil vom 14. Juli 1965 (Alvino und 21
weitere Kläger, 18 und 19/64 — Slg.
1965, 1035) Für Recht erkannt:

„Die Tatsache der Ausübung einer Berufs­
tätigkeit, die in ihrem Niveau den Aufga­
ben eines Beamten vergleichbar ist, der
ein abgeschlossenes Hochschulstudium
nachweisen kann und Aufgaben der Lauf­
bahngruppe A im Sinne des Statuts wahr­
nimmt, beweist schon für sich allein, daß
der Beamte, ... eine Berufserfahrung be­
sitzt, die einem abgeschlossenen Hoch­
schulstudium vergleichbar ist."

Die Argumentation, welche die Beklagte
aus der Zahlung der besonderen Pau­
schalzulage herleitet, hält der Kläger für
abwegig.

b) Zum Kriterium der den zu besetzen­
den Dienstposten entsprechenden Auf­
gaben

Wegen fehlender einschlägiger Berufser­
fahrung sei lediglich die Bewerbung des
Herrn Beltrano abgelehnt worden; bei
ihm selbst sei diese Berufserfahrung also
gegeben.

c) Zum Kriterium der Berufserfahrung
im „Druck- und Verlagswesen"

Die Berufserfahrung des Klägers sei der
der übrigen Bewerber vergleichbar, wenn
nicht überlegen: Anderthalb Jahre bevor
Herr Mendosa begonnen habe, für das
Amt für Veröffentlichungen freiberuflich
zu arbeiten, sei er in den Dienst des Am­
tes getreten. Seit ihrer am selben Tage er­
folgten Ernennung in der Besoldungs­
gruppe В 3 seien ihre Laufbahnen iden­
tisch gewesen. Im übrigen hätten sämt­
liche als Korrektoren arbeitende Verwal­

tungshauptinspektoren, sowohl der Klä­
ger als auch Herr Mendosa, bei der Vor­
bereitung von Verordnungstexten mitge­
wirkt.

Die Berufserfahrung des Herrn Sergio,
der 1973 zum Beamten der Laufbahn­

gruppe В ernannt worden sei und zu
dem Zeitpunkt, als er sich in dem um­
strittenen Auswahlverfahren bewarb, vier
Jahre als Setzer und erst sechs Monate als
Korrektor tätig gewesen sei, liege bei wei­
tem unter der des Klägers, der zu diesem
Zeitpunkt bereits auf fünf Jahre als Set­
zer und drei Jahre als Verwaltungshaupt­
inspektor (Korrektor) habe zurückblicken
können.

Daß die Herren Sergio und Mendosa in
dem umstrittenen Auswahlverfahren

nicht erfolgreich gewesen seien, bedeute
nicht, daß dem Kläger das gleiche Schick­
sal widerfahren wäre.

1568



COSTACURTA / KOMMISSION

Nach alledem könne das Auswahlverfah­

ren keine Rechtsgrundlage für die Ernen­
nungen und Beförderungen abgeben.

Die Beklagte entgegnet, in Artikel 5 Ab­
satz 1 Unterabsatz 2 des Statuts sei klarge­
stellt, daß die Dienstposten der Laufbahn­
gruppe A nicht nur Referententätigkeiten
umfaßten, sondern „Dienstposten mit
Weisungsbefugnis oder Referententätig­
keit, die Hochschulausbildung oder
gleichwertige Berufserfahrung erfordern".

Die Bewertungen in einer dienstlichen
Beurteilung bezögen sich ausschließlich
auf die Person des zu beurteilenden Be­

amten, seine persönlichen und individuel­
len Fähigkeiten. Daher könne der Kläger
aus dieser Beurteilung keine Schlüsse auf
die Art der von ihm wahrgenommenen
Aufgaben und noch weniger auf das Ni­
veau, die Qualität und das Ausmaß der
bei der Ausübung dieser Tätigkeiten er­
worbenen Erfahrung ziehen. In der Pra­
xis zähle eine Korrektorentätigkeit aus­
schließlich zur Laufbahngruppe В und
die eines Setzers zur Laufbahngruppe C.
Die Erfahrung, die der Kläger als Setzer
erworben habe, könne in keiner Weise
als Befähigungsnachweis bei einem Aus­
wahlverfahren berücksichtigt werden, mit
dessen Hilfe Stellen der Laufbahngruppe
A besetzt werden sollten.

Die Beklagte habe nicht versucht, „eine
gewisse einschlägige Erfahrung" des Klä­
gers zu bestreiten, aber es dürfe nicht ver­
gessen werden, daß es sich hierbei um
die zweite Zulassungsvoraussetzung für
die Prüfungen handele, die sich von der
ersten eindeutig unterscheide. Die Ent­
scheidung lasse erkennen, daß der Prü­
fungsausschuß die Bewerbung des Klä­
gers ausschließlich im Hinblick auf die
erste Zulassungsbedingung abgelehnt
habe, da seine Befähigungsnachweise
nicht ausgereicht hätten. Daß der Kläger
1967 bei einem Auswahlverfahren zur

Besetzung von Stellen der Laufbahn­
gruppe В erfolgreich war, sei unerheb­
lich.

Seine Berufserfahrung sei der der übrigen
zu den Prüfungen zugelassenen Bewer-

bern weder vergleichbar noch überlegen.
Bis 1971 habe der Schwerpunkt bei aus­
führenden Aufgaben gelegen.

Herr Mendosa dagegen habe 1967 freibe­
ruflich als Korrektor angefangen, eine
Aufgabe, die der Kläger erst ab Juni
1972 nach seiner Ernennung in die Lauf­
bahngruppe В wahrgenommen habe. Zur
Mitwirkung des Herrn Mendosa bei der
Vorbereitung von Verordnungstexten im
Agrarbereich sei anzumerken, daß die
Korrektoren der Abteilung „Veröffentli­
chungen" (zu welcher der Kläger gehöre)
bei der Vorbereitung der Verordnungs­
texte nur insoweit mitwirkten, als diese
in anderen Publikationen als dem Amts­
blatt erschienen und im Amtsblatt be­
reits verkündet seien.

Herr Sergio habe rund drei Jahre bei den
Dienststellen der Generaldirektion IX in

Brüssel (1970 — 1973) gearbeitet und dort
verschiedene Aufgaben wahrgenommen,
mit denen ganz offensichtlich ein be­
stimmtes Maß an Verantwortung verbun­
den gewesen sei, bevor er zum Verwal­
tungshauptinspektor (Korrektor der Besol­
dungsgruppe В 3) beim Amt für Veröf­
fentlichungen ernannt worden sei. Seit
September 1972 gehöre er der Laufbahn­
gruppe В an.

Im Augenblick seiner Bewerbung in dem
umstrittenen Auswahlverfahren habe der

Kläger im übrigen eine Berufserfahrung
als Verwaltungshauptinspektor (Korrek­
tor) von etwa zwei und nicht von drei
Jahren besessen: Seine Ernennung zum
Verwaltungshauptinspektor (Korrektor)
beim Amt für Veröffentlichungen sei
zum 1. Juni 1972 erfolgt, und die Frist
zur Einreichung der Bewerbungen für
das umstrittene Auswahlverfahren sei am

25. Februar 1974 abgelaufen, während
das Auswahlverfahren in den Monaten

Juni und Juli 1974 durchgeführt worden
sei.

Der Kläger, vertreten durch Rechtsanwalt
Decker, Luxemburg, und die Kommis­
sion, vertreten durch ihren Rechtsberater
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Cusack als Bevollmächtigten, haben in
der Sitzung vom 30. Oktober 1975 münd­
lich verhandelt.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 20. November
1975 vorgetragen.

Entscheidimgsgründe

1 Ziel der am 18. März 1975 in das Register des Gerichtshofes eingetragenen
Klage ist die Aufhebung des durch Schreiben vom 5. August 1974 bestätigten
Bescheids der Beklagten vom 27. Juni 1974, mit welchem dem Kläger mitge­
teilt wurde, daß der Prüfungsausschuß ihn zum Auswahlverfahren KOM/А/­
15/73 (Bildung einer Einstellungsreserve für Verwaltungsräte der Laufbahn
A 7/A 6 zur Besetzung von Planstellen dieser Laufbahn im Fachbereich
„Druck- und Verlagswesen") nicht zugelassen habe, sowie die Aufhebung der
sich aus dem Schreiben der Kommission vom 13. Januar 1975 ergebenden
ablehnenden Entscheidung über die Beschwerde des Klägers vom 22. August
1974.

Zur Zulässigkeit

2/4 Die Beklagte hält die Klage für unzulässig, weil die in Artikel 91 des Beamten­
statuts bestimmte Frist nicht gewahrt sei. Die Statutsänderung von 1972 habe
den Grundsatz nicht berührt, daß der einzige Rechtsbehelf, über den die Be­
troffenen bei Entscheidungen der vorliegenden Art verfügten, in der Anru­
fung des Gerichtshofes bestehe, ohne daß eine vorherige Beschwerde bei der
Kommission erforderlich sei, denn die Kommission sei nicht befugt, eine Ent­
scheidung eines Prüfungsausschusses abzuändern oder aufzuheben. Die bei
früheren Rechtssachen ausnahmsweise berücksichtigten Billigkeitserwägun­
gen könnten vorliegend nicht Platz greifen, weil der erwähnte Grundsatz sich
inzwischen Geltung verschafft habe und allgemein bekannt sei.

5 Da sich die Vorgänge, um die es hier geht, unter der Geltung des neuen Sta­
tuts abgespielt haben, widerspräche es indessen der Billigkeit, dem Kläger
einen Vorwurf daraus zu machen, daß er das in der revidierten Fassung der
Artikel 90 und 91 eindeutig vorgeschriebene Verfahren eingehalten hat.

6 In der mündlichen Verhandlung hat die Kommission dem Kläger vorgewor­
fen, er habe seine Beschwerde erst eingereicht, als der Prüfungsausschuß nach
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Abschluß seiner Arbeiten und Erstattung seines Berichts an die Anstellungsbe­
hörde nicht mehr im Amt gewesen sei.

7 Die Kommission mußte dem Prüfungsausschuß das erste Auskunftsverlangen
übermitteln, das der Kläger am 28. Juni 1974, also noch vor Durchführung
der Prüfungen, an sie gerichtet hatte.

Zur Begründetheit

8/9 Der Kläger macht geltend, der Prüfungsausschuß habe Artikel 25 des Statuts
und Artikel 5 des Anhangs III verletzt, da die Entscheidung, ihn zu dem um­
strittenen Auswahlverfahren nicht zuzulassen, rechtlich nicht hinreichend be­
gründet worden sei. Der Bericht des Prüfungsausschusses und das Bestäti­
gungsschreiben der Beklagten vom 5. August 1974 hätten mit der Feststel­
lung des ,,Fehlen[s] eines Hochschulabschlusses und gleichwertiger Berufser­
fahrung" sowie einer gewissen einschlägigen Erfahrung lediglich auf Artikel 5
des Statuts verwiesen, ohne hinreichend bestimmte Kriterien anzugeben.

10/12 Die Arbeiten des Prüfungsausschusses umfassen mindestens zwei verschie­
dene Abschnitte, und zwar zunächst die Prüfung der Bewerbungen im Hin­
blick auf die Ermittlung der zum Auswahlverfahren zugelassenen Bewerber
und sodann die Prüfung ihrer Eignung für den zu besetzenden Dienstposten,
damit das Verzeichnis der geeigneten Bewerber aufgestellt werden kann. Wäh­
rend die Arbeiten des zweiten Abschnitts im allgemeinen vergleichender Na­
tur sind, und demzufolge unter die für die Arbeiten eines Prüfungsausschus­
ses geltende Geheimhaltung fallen, besteht der erste Abschnitt — namentlich
bei einem Auswahlverfahren, bei dem Befähigungsnachweise berücksichtigt
werden — aus einer Gegenüberstellung der von den Bewerbern vorgelegten
Befähigungsnachweise und der in der Stellenausschreibung gestellten Anforde­
rungen. Da diese Gegenüberstellung auf Grund objektiver und im übrigen
auch jedem der Bewerber für seinen eigenen Fall bekannter Tatsachen erfolgt,
sind ihre Ergebnisse ausreichend zu begründen.

13/14 Dies ist im vorliegenden Fall nicht geschehen, denn der Bericht des Prüfungs­
ausschusses und das Schreiben der Verwaltung vom 5. August 1974 enthalten
lediglich die Angabe: „Zur Beurteilung Ihrer Berufserfahrung wurde ein Ver­
gleich mit dem Tätigkeitsbereich eines Beamten vorgenommen, der einen
Hochschulabschluß hat und Aufgaben der Laufbahngruppe A im Sinne von
Artikel 5 des Statuts wahrnimmt." Die mit einem solchen Vergleich natur-
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gemäß verbundenen Schwierigkeiten rechtfertigen es weder, daß jeder Ver­
such einer genaueren Analyse unterblieb, noch, daß keine ergänzenden Aus­
wahlkriterien aufgestellt wurden.

is/is Das Auswahlverfahren KOM/A/15/73 diente jedoch der Bildung einer Einstel­
lungsreserve für Verwaltungsräte der Laufbahn A 7/A 6. Daher hat sich die
Nichtaufnahme des Klägers in das Verzeichnis der zugelassenen Bewerber
nicht auf die Aufnahme derjenigen Bewerber in das Verzeichnis ausgewirkt,
die nach Auffassung des Prüfungsausschusses den Bedingungen der Stellenaus­
schreibung entsprachen. Die Rechte des Klägers werden angemessen ge­
schützt, wenn der Prüfungsausschuß erneut die Frage untersucht, ob der Klä­
ger die erforderliche Eignung besitzt, um in das Verzeichnis der Bewerber auf­
genommen zu werden, und wenn er ihn — falls dies zutreffen sollte — zum
Auswahlverfahren zuläßt, ohne daß dies indessen Auswirkungen für die vom
Ausschuß bereits getroffene Auswahl hätte. Somit reicht es aus, die Entschei­
dung des Prüfungsausschusses, den Kläger zum Auswahlverfahren nicht zuzu­
lassen, sowie die ablehnende Entscheidung der Kommission über die Be­
schwerde des Klägers vom 22. August 1974 aufzuheben.

19 Da der Kläger mit der ersten Rüge durchgedrungen ist, erübrigt sich eine Prü­
fung der zweiten Rüge.

Kosten

20/21 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur
Tragung der Kosten zu verurteilen. Die Beklagte ist mit ihrem Vorbringen
unterlegen; sie hat daher die Verfahrenskosten zu tragen.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Entscheidung, mit welcher der Prüfungsausschuß des Aus­
wahlverfahrens KOM/A/15/73 es abgelehnt hat, den Kläger in
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das Verzeichnis der zugelassenen Bewerber aufzunehmen, so­
wie die dem Schreiben der Kommission vom 13. Januar 1975
zu entnehmende ablehnende Entscheidung werden aufgeho­
ben.

2. Die Kommission wird verurteilt, die Verfahrenskosten zu tra­

gen.

Donner Mertens de Wilmars O'Keeffe

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 4. Dezember 1975.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Kammerpräsident in Vertretung

A. M. Donner

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS JEAN-PIERRE WARNER
VOM 20. NOVEMBER 1975 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Der Kläger, Herr Mario Costacurta, er­
hielt in Italien eine Gymnasialausbildung
auf dem dort als „altsprachlich" bezeich­
neten Zweig. Er besuchte nie eine Uni­
versität, sondern studierte zwei Jahre
lang an einer Fachhochschule in Frank­
reich, deren Träger das Conservatoire des
Arts et Métiers ist. Welche Fächer er dort

belegte, und ob er das Studium mit
einem Diplom abgeschlossen hat, ist
nicht vorgetragen worden.

Im Jahre 1966 trat der Kläger als Lino­
filmsetzer beim Amt für Veröffentlichun­

gen in die Dienste der EGKS. Hier arbei-

tete er zunächst als örtlicher Bedien­

steter, danach als Hilfskraft; am 1. April
1969 wurde er in der Besoldungsgruppe
C 3 zum Beamten auf Lebenszeit er­

nannt. Zuvor hatte er im Juli 1967 an
einem Auswahlverfahren für einen

Dienstposten in der Laufbahngruppe B
teilgenommen, aber trotz seiner Auf­
nahme in das Verzeichnis der geeigneten
Bewerber, wurde er nicht für den zu beset­
zenden Dienstposten ausgewählt.

1971 bewarb er sich vergeblich in einem
Auswahlverfahren um den Posten eines

Korrektors italienischer Sprache in der
Laufbahn В 3/B 2. Im Klagewege focht
er die Rechtmäßigkeit dieses Auswahlver­
fahrens vor dem Gerichtshof an (Costa-

1 — Aus dem Englischen übersetzt.
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